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  Gemeindeamt Tiefgraben

Tiefgraben, am 27. Februar 2003
              Wredeplatz 2, 5310 Mondsee                     
Telefon 06232/2265, FAX: 06232/2265-25
                       Bezirk Vöcklabruck



E-Mail: gemeinde@tiefgraben.ooe.gv.at        

Zl.:  004 - 2001

Verständigung

Sie werden höflich zu der am Freitag, 12. Oktober 2001

um 19.00 Uhr im Gemeindeamt Tiefgraben 

stattfindenden Sitzung des Gemeinderates eingeladen.

Tagesordnung

1) Errichtung eines Linksabbiegers und einer Rechtsabbiegespur für das Betriebsbaugebiet am Moos; Beschlussfassung der Zustimmungsverträge;

2) Errichtung eines Linksabbiegers Zufahrt Buchschartner; Beschlussfassung des Zu-stimmungsvertrages;

3) Errichtung der Güterwege Schusterberg, Irrseeblick und Obersee; Festlegung der Interessentenbeiträge und der Gemeindeanteile;

4) Beschlussfassung einer neuen Tourismusabgabeordnung;

5) RHV Mondsee-Irrsee, Beschlussfassung zur Gewährung von Landesdarlehen zur Er-richtung von Verbandsanlagen:

a) BA 27 (Fäkalienübernahmestelle, Schlammbehandlung, Pressgutzwischenlager)

b) BA 28 (Siedlung Wiesinger)

6) Wolfsgruber Josef, Moorweg 6; Ansuchen um Grundankauf aus dem öffentlichen Gut Pz. 759/6 KG. Hof;

7) Durchführung der Sperrmüllsammlung über das Altstoffsammelzentrum; Verlängerung des Bringsystems;

8) Berufung der Ehegatten Mock und Fiala gegen den Baubescheid vom 25.7. 2001 mit dem Herrn Werner Plank und Frau Gudrun Mühlbacher die Baubewilligung für die Er-richtung eines Doppelwohnhauses auf Pz. 299/2 KG. Tiefgraben erteilt wurde;

9) Neufassung der Beförderungsrichtlinien für Beamte der OÖ. Gemeinden entsprechend dem Erlass des Amtes der OÖ. Landesregierung vom 30.1.2001, Zl. Gem-200037/15-2000;

10) Bericht des Bürgermeisters;

11) Bericht der Ausschüsse;

12) Allfälliges;

13) Genehmigung der letzten Verhandlungsschrift;

Um pünktliches und verlässliches Erscheinen wird gebeten. Sollten Sie an der Teilnahme verhindert sein, so werden Sie gebeten, das Gemeindeamt unter Mitteilung des Verhinderungsgrundes unverzüglich zu benachrichtigen, damit das Ersatzmitglied einberufen werden kann.

3/1/2001

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 

aufgenommen am Freitag, 12.10.2001 über die Sitzung des Gemeinderates.

Tagungsort:     Gemeindeamt Tiefgraben

Anwesende:  
1. 
Bürgermeister Matthias Reindl


2.
Vizebürgermeister Johann Schwaighofer

3. Gemeindevorstand August Wieneroither

4. Gemeindevorstand Anton Landauer

5. Gemeindevorstand Johann Pöllmann

6. Gemeinderat Martin Dorfinger

7. Gemeinderat Susanna Kroiss

8. Gemeinderat Matthias Dirnberger

9. Gemeinderat Johann Parhammer

10. Gemeinderat Alois Fischhofer

11. Gemeinderat Matthias Rauchenschwandtner

12. Gemeinderat Friedrich Ramsauer

13. Gemeinderat Gertraud Strobl

14. Gemeinderat Matthäus Graspointner

15. Gemeinderat Dipl.Ing. Dr. Peter Baum 

16. Gemeinderat Eva Nowak

17. Ersatzmitglied Johannes Dittlbacher

18. Ersatzmitglied Pauline Steininger

19. Ersatzmitglied Reinhard Metzger

20. Ersatzmitglied Johann Schwaighofer

21. Ersatzmitglied Matthias Spielberger

22. Ersatzmitglied Werner Gaderer

23. Ersatzmitglied Paul Mamoser

24. Ersatzmitglied Walter Kühleitner

Entschuldigt ferngeblieben:
GV. Paul Putz, GV. Doris Sponer, GR. Mag. Johann

 




Wiedlroither, GR. Johann Fischhofer, GR. Andreas






Landauer, GR. Andreas Ramsauer, GR. Johann Ziegler,

 




GR. Hans Peter Pöllmann, GR. Dr. Rudolf Brandstötter

Zuhörer:
 1 Person

Beginn:
19.00 Uhr

3/1/2000

Der Bürgermeister eröffnet die Sitzung, begrüßt alle Anwesenden und trifft die Feststellung, dass

a) die Einladung zu dieser Sitzung aufgrund der vorliegenden Zustellnachweise an alle Mit-glieder des Gemeinderates unter Bekanntgabe der Tagesordnung ergangen sei,

b) die Abhaltung der Sitzung an der Amtstafel des Gemeinderates ordnungsgemäß kundge-macht wurde,

c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist,

d) die Verhandlungsschrift der letzten Gemeinderatssitzung vom 10.07.2001, Nr. 2/2001, während der Sitzung zur Einsicht aufliegt und Einwendungen bis Sitzungsschluss ein-gebracht werden können,

e)  zum Schriftführer Amtsleiter Stefan Eibensteiner bestellt wird.

Vor Eingang in die Tagesordnung gibt der Bürgermeister bekannt, dass das Gemeinderatsmit-glied Hans Peter Pöllmann mit heutigem Tag mitgeteilt hat, dass er aus dem Gemeinderat der Gemeinde Tiefgraben ausscheidet, weil er nach Mondsee verzogen ist. Pöllmann bedankt sich ausdrücklich für die gute Zusammenarbeit und wünscht dem Gemeinderat alles Gute.

Bürgermeister Matthias Reindl dankt Herrn Hans Peter Pöllmann für die geleistete Arbeit im Gemeindearbeit, welche durch eine gute Zusammenarbeit gekennzeichnet war.

Weiters gratuliert der Bürgermeister GR. Rauchenschwandtner Matthias, weil er Nachwuchs bekommen hat und nun einen Stammhalter hat.

T a g e s o r d n u n g    u n d    B e s c h l ü s s e

1. 
Errichtung eines Linksabbiegers und einer Rechtsabbiegespur für das Betriebs-baugebiet am Moos; Beschlussfassung der Zustimmungsverträge;


Der Bürgermeister gibt bekannt, dass das Amt der oö. Landesregierung für die Genehmi-gung

a) des Linksabbiegers Gewerbegebiet „Am Moos“ und

b) des Rechtsabbiegers Gewerbegebiet „Am Moos“

von der Gemeinde Tiefgraben jeweils einen Zustimmungsvertrag, in dem die allgemeinen Vertragsbedingungen und die spezifischen Vertragsbedingungen angeführt werden. Weiters sind darin auch die Kostenvorschreibungen des Landes (ÖS 31.250,-- Linksab-bieger und ÖS 55.000,-- Rechtsabbieger) an die Gemeinde enthalten.

Der Bürgermeister spricht sich dafür aus, dass diese Beiträge an das Land von der Ge-meinde Tiefgraben übernommen werden und als Betriebsförderung gelten sollen.

GV. Johann Pöllmann findet die Errichtung dieser Links- bzw. Rechtsabbieger für eine geordnete Verkehrsaufschließung sinnvoll, bezüglich der Übernahme dieser Beiträge durch die Gemeinde drängt er jedoch auf eine Gleichbehandlung mit später ähnlichen Fällen.

GR. Fritz Ramsauer stellt an den Bürgermeister die Frage, wie künftig sichergestellt wird, dass nicht Betriebe errichtet werden, welche die Gemeinde nicht haben möchte. Diesbezüglich verweist der Bürgermeister darauf, dass die Betriebe eine baubehördliche Bewilligung brauchen und da so manches geregelt werden kann.

GR. Matthias Dirnberger weist darauf hin, dass die Links- bzw. Rechtsabbieger für die Nutzung der Allgemeinheit dienen.

3/2/2001

GR. Alois Fischhofer stellt den Antrag, der Gemeinderat möge

a) den Zustimmungsvertrag betreffend Errichtung des Linksabbiegers im Bereich B 154, km 15,423 bis km 15,529 zwischen der Republik Österreich, Bundesstraßenverwal-tung und der Gemeinde Tiefgraben,

b) den Zustimmungsvertrag betreffend Errichtung des Rechtsabbiegers im Bereich B 154, km 15,225 bis km 15,565 zwischen der Republik Österreich, Bundesstraßenver-waltung und der Gemeinde Tiefgraben,

welche dem Gemeinderat vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht wurden, genehmigen.


B e s c h l u s s :   einstimmig angenommen

2.
Errichtung eines Linksabbiegers Zufahrt Buchschartner; Beschlussfassung des Zu-stimmungsvertrages;


Der Bürgermeister weist darauf hin, dass es sich hiebei um eine gleiche Zustimmung wie bei Punkt 1, jedoch für die Errichtung des Linksabbiegers Buchschartner handelt. Auch hier verlangt das Amt der oö. Landesregierung von der Gemeinde Tiefgraben für die Ge-nehmigung dieses Linksabbiegers Buchschartner einen vom Gemeinderat beschlossenen Zustimmungsvertrag. Darin werden wiederum die allgemeinen und spezifischen Vertrags-bedingungen festgelegt. Ein Erhaltungsaufwand fällt für die Beschlussfassung dieses Zu-stimmungsvertrages nicht an. Weiters hat die Gemeinde festzulegen, dass die Zufahrt (nach Errichtung) von der Bundesstraße bis zum Brückenbauwerk in das öffentliche Gut der Gemeinde als Gemeindestraße übernommen wird.


GR-Ersatzmitglied Kühleitner Walter weist darauf hin, dass im Plan des Linksabbiegers Buchschartner absolut nichts von einem Geh- und Radweg ersichtlich ist. Er weist darauf hin, dass er aus diesem Grund diesem Tagesordnungspunkt nicht zustimmen kann.


GR. Fritz Ramsauer stellt die Frage, warum in diesem Projekt der Radweg nicht enthalten ist. Hiezu teilt der Amtsleiter mit, dass die Firma Buchschartner an den Projektanten den Auftrag zur Planung des Linksabbiegers gegeben hat und der Geh- und Radweg durch das Amt der oö. Landesregierung geplant wurde.


GR. Dr. Baum fragt, für was Buchschartner eine neue Zufahrt benötige. Diebezüglich verweist der Bürgermeister auf Probleme durch die Firma Buchschartner mit seinen Nachbarn, wodurch es öfters zu Lärm und Staubentwicklungen gekommen ist. In der Folge gibt es eine Diskussion über die Sinnhaftigkeit der geplanten Mauer bzw. Erdwall.


GR. Alois Fischhofer stellen den Antrag, der Gemeinderat möge den vorliegenden Zu-stimmungsvertrag betreffend Errichtung des Linksabbiegers Buchschartner im Bereich B 154 bei km 15,668 l.i.S.d.Km, abgeschlossen zwischen der Republik Österreich, Bundes-straßenverwaltung und der Gemeinde Tiefgraben, zustimmen. Gleichzeitig soll der Grund-satzbeschluss gefasst werden, die Zufahrt bis zur geplanten Brücke als öffentliches Gut der Gemeinde Tiefgraben zu übernehmen.


B e s c h l u s s :   einstimmig angenommen

3.
Errichtung der Güterwege Schusterberg und Irrseeblick; Festlegung der Inter-essentenbeiträge und der Gemeindeanteile;


Der Bürgermeister gibt bekannt, dass am Montag, 15.10.2001 die Güterwegverhandlung Schusterberg und am Montag, 22.10.2001 die Güterwegverhandlung Irrseeblick statt-finden wird. Der Bürgermeister gibt bekannt, dass der GW. Schusterberg eine Länge von 1.040 m Haupttrasse plus 50 m Zufahrt, eine Kronenbreite von 4,50 m, eine Asphaltbreite von 3,50 m (Zufahrten 3,0 m) und eine Maximalsteigung von 16 % aufweist. 

Die Baukosten werden ÖS 3.640.000,-- betragen.

 3/3/2001

Das Land wird einen Beitrag von 65 %, somit ÖS 2.366.000,--, die Gemeinde einen Anteil von 30 %, somit ÖS 1.092.000,-- und die Interessenten, wenn dies der Gemeinderat be-stätigt, einen Beitrag von 5 %, das sind ÖS 182.000,-- leisten.

Der GW. Irrseeblick weist eine Gesamtlänge von 1.230 lfm. Haupttrasse plus 290 lfm. Zufahrten auf. Die Kronenbreite mit 4,50 m und Asphaltbreite mit 3,50 m (Zufahrten mit 3,0 m) sollen gleich wie beim GW. Schusterberg sein. Die Maximalsteigung beim GW. Irrseeblick macht 10 % aus. Die Baukosten sind mit ÖS 4.000.000,-- berechnet worden und leistet hier der Bund und das Land 60 % (ÖS 2.400.000,--.), die Gemeinde 35 % (ÖS 1.400.000,--) und wiederum, vorausgesetzt der Zustimmung des Gemeinderates, die Interessenten 5 %, somit ÖS 200.000,--.

GV. Johann Pöllmann weist darauf hin, dass bei der Wasserrechtsverhandlung Schuster-berg angeführt wurde, dass für die Verlegung des Fäkalkanal in landwirtschaftlichen Wiesen eine Entschädigung von 2 x ÖS 74,-- je lfm. an die Landwirte geleistet wird und findet er diese Entschädigung zu hoch, da der Ernteausfall sich nicht über 2 Jahre er-streckt.

GR-Ersatzmitglied Kühleitner Walter weist darauf hin, dass beim GW. Irrseeblick insge-samt 200 lfm. Zufahrten miterrichtet werden und stellt er die Frage, ob dies bei den Bei-tragsberechnungen berücksichtigt wird. Diesbezüglich weist der Bürgermeister darauf hin, dass die Länge der benützten Haupttrasse oder der zu errichtenden Zufahrten nicht be-sonders berücksichtigt wird.

GR. Martin Dorfinger stellt den Antrag, der Gemeinderat möge der Errichtung der Güter-wege Schusterberg und Irrseeblick zustimmen und als Interessentenbeitrag den Mindest-beitrag von 5 % festlegen.


B e s c h l u s s :   einstimmig angenommen

4.
Beschlussfassung einer neuen Tourismusabgabeordnung;


Der Bürgermeister weist darauf hin, dass aufgrund des Erlasses des Amtes der oö. Landes-regierung vom 27.07.2001, die Tourismusgemeinden wegen der Währungsumstellung von ÖS auf EURO eine neue Tourismusabgabeordnung beschließen sollten. Die Tourismusab-gabe wird darin wie folgt festgelegt:


- Kinder bis vollendeten 6. Lebensjahr .....................
keine Abgabe


- Kinder von 6. bis 15. Lebensjahr ............................
€ 0,30


- über 15. Lebensjahr ................................................
€ 0,75


Weiters weist der Bürgermeister darauf hin, dass die Tourismusabgabe mit ÖS 4,-- für Kinder von 6 bis 15 Jahre und ÖS 10,-- für Personen über 15 Jahre seit 01.01.1999 gilt.


GR. Dorfinger Martin stellt den Antrag, eine neue Tourismusabgabeordnung zu genehmi-gen und diese wie folgt zu beschließen.

Verordnung

des Gemeinderates der Gemeinde Tiefgraben vom 12.10.2001 über die Einhebung einer Touris-musabgabe (Tourismusabgabeordnung).

Auf Grund der Bestimmungen des § 30 OÖ. Tourismus-Gesetz 1990 und des § 1 OÖ. Tourismus-abgabe-Gesetz 1991 wird verordnet:

§ 1

Abgabepflicht, Abgabenbefreiung

(1) Zur Deckung des Aufwandes für die Tourismusförderung wird für jede Nächtigung in einer Gästeunterkunft und in einer Ferienwohnung eine Tourismusabgabe erhoben.

(2) Für die Befreiung von der Tourismusabgabe gelten die Bestimmungen des § 5 Abs. 1 und 3 OÖ. Tourismus-Gesetz 1991.

3/4/2001

§ 2

Höhe der Abgabe

(1) Nach Anhörung der Tourismuskommission wird die Höhe der Abgabe je Nächtigung für das gesamte Gemeindegebiet der Gemeinde Tiefgraben und für das ganze Jahr festgesetzt.

1. für Personen vom vollendeten 6. bis zum vollendeten 15. Lebensjahr mit 0,30 Euro

2. für Personen ab dem 15. Lebensjahr mit 0,75 EURO

(2) Die Höhe der Tourismusabgabe für sämtliche unentgeltliche Nächtigungen in einer Ferien-wohnung beträgt pauschal

1. für Wohnungen (Wohnräume) bis zu 50 m² Nutzfläche sowie für Dauercamper das 60fache,

2. für Wohnungen über 50 m² Nutzfläche das 90fache

der für Personen ab dem vollendeten 15. Lebensjahr festgesetzten Abgabe.

§ 3

Fälligkeit

(1) Die Tourismusabgabe wird bei einmaliger Nächtigung mit dieser, bei mehrmaliger mit der letzten Nächtigung fällig.

(2) Das Jahrespauschale für Ferienwohnungen wird jeweils mit 1. Dezember für das jeweilige Kalenderjahr fällig. Wird eine Ferienwohnung vor diesem Zeitpunkt aufgegeben, wird die Ab-gabenschuld mit dem Tag der Aufgabe der Ferienwohnung fällig.

§ 4

Einhebung, Entrichtung

(1) Der Unterkunftgeber ist verpflichtet, die Tourismusabgabe vom Abgabepflichtigen für die Tourismusgemeinde einzuheben, der Tourismusgemeinde ohne besondere Aufforderung bis zum 10. eines jeden Monates für den vorangegangenen Monat eine Erklärung (Abs. 2) vorzu-legen und gleichzeitig die eingehobenen Abgaben vollständig an die Tourismusgemeinde ab-zuführen.

(2) Die Erklärung gemäß Abs. 1 hat für jeden Gast das Datum der Anreise und der Abreise und die entsprechende Anzahl der Nächtigungen in der Unterkunft zu enthalten. Die für die Durchführung statistischer Erhebungen auf Grund von Rechtsvorschriften des Bundes ordnungsgemäß erfolgende Vorlage Statistischer Meldeblätter an die Gemeinde gilt als geeignete Erklärung. Ist von einem Gast eine Ermäßigung oder Befreiung von der Touris-musabgabe auf Grund des Alters oder eines sonstigen gesetzlich oder in dieser Verordnung festgelegten Grundes glaubhaft gemacht worden, ist dies unter Anschluss der für die Glaub-haftmachung allenfalls erforderlichen Belege in der Erklärung zu vermerken.

(3) Der Unterkunftgeber hat Aufzeichnungen über den Vor- und Familiennamen, das Geburtsjahr und die Anschrift am Hauptwohnsitz von allen Personen, die bei ihm nächtigen, zu führen und diese durch mindestens drei Jahre aufzubewahren. Bei Reisegruppen im Sinne des § 5 Abs. 3 Meldegesetz 1991, BGBl.Nr. 9/1992 in der Fassung BGBl.Nr. 28/2001, genügt eine Auf-zeichnung der Vor- und Familiennamen der Reiseteilnehmer. Auf Verlangen ist der Abgaben-behörde Einsicht in diese Unterlagen zu gewähren.

(4) Der Inhaber einer Ferienwohnung hat jeweils spätestens mit 1. Dezember unaufgefordert bei der Gemeinde eine Erklärung einzureichen, aus der der Abgabenpflichtige, die Nutzfläche der Ferienwohnung und gegebenenfalls der Zeitpunkt der Übernahme bzw. der Aufgabe der Ferienwohnung hervorgeht. Gleichzeitig ist das Jahrespauschale vollständig an die Gemeinde abzuführen.

§ 5

Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2002 in Kraft. Gleichzeitig verlieren die bisherigen Be-stimmungen über die Tourismusabgabe ihre Gültigkeit.


B e s c h l u s s :   einstimmig angenommen

3/5/2001

5.
RHV Mondsee-Irrsee; Beschlussfassung zur Gewährung von Landesdarlehen zur Errichtung von Verbandsanlagen:

a) BA 27 (Fäkalienübernahmestelle, Schlammbehandlung, Pressgutzwischenlager)

Der Bürgermeister berichtet, dass der genehmigte Finanzierungsplan für den BA 27 (Fä-kalienübernahmestelle, Schlammbehandlung, Pressgutzwischenlager), eine Landesförde-rung von ÖS 1.176.000,-- vorsieht, wovon bereits Mittel in Höhe von ÖS 1.050.000,-- ge-währt wurden, sodass noch eine Landesförderung von ÖS 126.000,-- verbleibt. Die OÖ. Landesregierung hat daher in der Sitzung am 25.06.2001 beschlossen, dem RHV Mond-see-Irrsee zum Bau der Verbandsanlage des BA 27, ein weiteres Landesdarlehen bis zur Höhe von ÖS 126.000,-- (€ 9.156,78) zu gewähren. Der Anteil der Gemeinde Tiefgraben an diesem Darlehen beträgt 13,81 % bzw. ÖS 17.400,60. Die näheren Details sind dem Erlass des Amtes der OÖ. Landesregierung vom 03.07.2001, Zl. Gem-323030/62-2001-Sec und dem Schreiben der Bezirkshauptmannschaft Vöcklabruck vom 23.07.2001, Zl. Wa01-2003-2000, zu entnehmen, welche vom Bürgermeister vollinhaltlich verlesen werden.

GV. August Wieneroither stellt zum BA 27 den Antrag, der Gemeinderat möge die Abwicklung des Landesdarlehens in Höhe von ÖS 126.000,-- mit dem Anteil der Ge-meinde Tiefgraben von ÖS 17.400,60 (das sind 13,81 %) für den BA 27 des RHV Mond-see-Irrsee entsprechend den Erlässen der OÖ. Landesregierung vom 03.07.2001 und der Bezirkshauptmannschaft Vöcklabruck vom 23.07.2001 beschließen.

GR. Fritz Ramsauer führt aus, dass er bereits bei der letzten Gemeinderatssitzung über die Sinnhaftigkeit des Standortes der Fäkalienübernahmestelle im Bereich Innerschwand seinen Zweifel geäußert habe und wird er auch aus diesem Grund heute nicht zustimmen.


B e s c h l u s s :   23 : 1 (gegen den Antrag stimmte GR. Fritz Ramsauer)

b) BA 28 (Siedlung Wiesinger)

Der Bürgermeister berichtet, dass der genehmigte Finanzierungsplan für den BA 28 (67. Detailprojekt Siedlung Wiesinger), eine Landesförderung von ÖS 142.000,-- vorsieht, wo-von bereits Mittel in Höhe von ÖS 135.000,-- gewährt wurden, sodass noch eine Landes-förderung von ÖS 7.000,-- verbleibt. Die OÖ. Landesregierung hat daher in der Sitzung am 02.07.2001 beschlossen, dem RHV Mondsee-Irrsee zur Finanzierung des Bauab-schnittes 28, ein weiteres Landesdarlehen bis zur Höhe von ÖS 7.000,-- (€ 508,71) zu gewähren. Der Anteil der Gemeinde Tiefgraben an diesem Darlehen beträgt 100 %. Die näheren Details sind dem Erlass des Amtes der OÖ. Landesregierung vom 03.07.2001, Zl. Gem323030/64-2001-Sec und dem Schreiben der Bezirkshauptmannschaft Vöcklabruck vom 20.07.2001, Zl. Wa01-2008-2000, zu entnehmen, welche dem Gemeinderat vollin-haltlich zur Kenntnis gebracht werden.

GV. August Wieneroither stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die Abwicklung des weiteren Landesdarlehens in Höhe von ÖS 7.000,-- für den BA 28 des RHV Mondsee-Irrsee entsprechend den Erlässen der OÖ. Landesregierung vom 03.07.2001 und der Be-zirkshauptmannschaft Vöcklabruck vom 20.07.2001 beschließen.


B e s c h l u s s :   einstimmig angenommen

6.
Wolfsgruber Josef, Moorweg 6; Ansuchen um Grundankauf aus dem öffentlichen Gut Pz. 759/6 KG. Hof;


Bürgermeister Matthias Reindl erklärt sich zum gegenständlichen Tagesordnungspunkt aus Verwandtschaftsgründen für befangen und übergibt den Vorsitz Vizebürgermeister Johann Schwaighofer. Vizebürgermeister Schwaighofer übernimmt den Vorsitz und weist darauf hin, dass Josef Wolfsgruber auf seiner Grundparzelle 778/3 ein weiteres Hauptge-bäude errichten möchte und für die Erzielung des gesetzmäßigen Abstandes von 3 m um einen Grundankauf aus dem öffentlichen Gut, Pz. 759/6, angesucht hat.

3/6/2001


Im gegenständlichen Bereich ist das öffentliche Gut 8,40 m breit und großteils noch Wiese. Gegen einen Verkauf eines Grundstreifens von max. 3,0 m gibt es laut Besichti-gung durch den Straßenausschuss keinen Einwand. Als Kaufpreis wird vorgeschlagen, einen m²-Preis von ÖS 950,-- festzulegen, weil dieser Preis auch beim Grundverkauf an Herrn Dr. Erich Eder festgelegt wurde.


GR. Dr. Baum stellt die Frage nach der Größe dieses Grundstückes. Diesbezüglich gibt Vizebürgermeister Schwaighofer bekannt, dass es sich hiebei um ca. 80 m² handeln wird.


GV. Johann Pöllmann weist ebenfalls darauf hin, dass durch den Straßenausschuss bereits eine Besichtigung stattgefunden hat und dieser Grundverkauf auch aus Sicht des Straßen-ausschusses in Ordnung geht.


GR. Fritz Ramsauer spricht sich ebenfalls positiv für einen Verkauf des Grundstreifens aus. 


GV. August Wieneroither stellt den Antrag, der Gemeinderat möge dem Verkauf eines max. 3 m breiten Grundstreifens an Wolfsgruber Josef, Moorweg 6, um einen Kaufpreis von ÖS 950,--/m² (€ 69,04) genehmigen.


B e s c h l u s s :   einstimmig angenommen

Der Vorsitz wird von Vizebürgermeister Johann Schwaighofer wieder an Bürgermeister Matt-hias Reindl übergeben.

7.
Durchführung der Sperrmüllsammlung über das Altstoffsammelzentrum; Verlänge-rung des Bringsystems;


Der Bürgermeister gibt bekannt, dass der Gemeinderat in seiner Sitzung am 29.02.2000 beschlossen hat, die Sperrmüllabfuhr befristet bis Ende 2001 bezirkseinheitlich als Bring-system beim Altstoffsammelzentrum der Straßenmeisterei durchzuführen. Dieses System hat sich bewährt und gab es keine Beschwerden. Es sollte daher die Befristung auf unbe-fristet abgeändert werden.


GR. Johann Parhammer weist darauf hin, dass das Bringsystem gut angenommen wird und der Gemeinde billiger kommt. Er stellt daher den Antrag an den Gemeinderat, die Sperrmüllabfuhr sowie zuletzt probeweise an das Altstoffsammelzentrum als Bringsystem auf unbefristete Zeit zu verlängern.


B e s c h l u s s :   einstimmig angenommen

8.
Berufung der Ehegatten Mock und Fiala gegen den Baubescheid vom 25.07.2001, mit dem Herrn Werner Plank und Frau Gudrun Mühlbacher die Baubewilligung für die Errichtung eines Doppelwohnhauses auf Pz. 299/2, KG. Tiefgraben erteilt wurde;


Bürgermeister Matthias Reindl übergibt den Vorsitz an Vizebürgermeister Johann Schwaighofer, da er den Bescheid in erster Instanz erlassen hat und daher befangen ist.


Vizebürgermeister Schwaighofer übernimmt den Vorsitz und bringt den Sachverhalt wie folgt zur Kenntnis:


Von den Nachbarn Mock und Fiala, beide vertreten durch Notar Dr. H. Sammern, wurde mit den Schriftsätzen vom 14.08. und 16.08.2001 Berufung erhoben. Die Berufung der Ehegatten Mock ist nach Ablauf der Berufungsfrist, also verspätet eingelangt. 

Die Berufung der Ehegatten Fiala ist rechtzeitig eingelangt und wird damit begründet, dass der wegemäßige Anschluss des Bauplatzes über ein Geh- und Fahrtrecht mit 4 m Breite auf dem Gstk. der Ehegatten Mock erfolge und die Zufahrt auf Grund der Asphalt-breite von 3,43 m nicht für das Zufahren von zusätzlichen 4 KFZ’s bedingt durch den ge-planten Doppelwohnhausneubau geeignet sei.
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Weites wurde die Dienstbarkeit sowohl für die Bauwerber als auch für die Bauwerber lediglich für ein Einfamilienwohnhaus eingeräumt, sodass es zu einer unzulässigen Ausdehnung der Dienstbarkeit durch den Bauwerber komme. Im Sinne der OÖ. BauO sind dies Einwendungen, mit denen ein Nachbarrecht nicht verbunden ist; sie sind daher zurückzuweisen.

GR-Ersatzmitglied Kühleitner Walter gibt bekannt, dass er von den Betroffenen eine In-formation erhalten hat. Wie es aussieht, handelt es sich hier nicht um eine Angelegenheit der Gemeinde sondern der Verkäufer. Vom Vertragsverfasser Notar Dr. Sammern wurden sowohl die Verträge für die Dienstbarkeitsrechte erstellt als auch die jetzigen Berufungen verfasst. Während ursprünglich vom Vertragsverfasser betont wurde, ein Dienstbarkeits-recht für ein Geh- und Fahrtrecht für ein Einfamilienwohnhaus zu erstellen, wurde im Grundbuch ein unbeschränktes (wie öffentlich zu nutzendes) Dienstbarkeitsrecht einge-räumt. Er glaubt, dass die Grundkäufer unehrlich behandelt wurden. Seitens der Gemeinde ist daher die Erteilung der Baubewilligung kein rechtlicher Fehler – ob es allerdings sinn-voll war, das Doppelhaus auf der relativ kleinen Parzelle zu genehmigen, ist eine andere Frage, allerdings hätte man dies früher in Form eines Bebauungsplanes regeln müssen. 

GR-Ersatzmitglied Johannes Dittlbacher stellt den Antrag, die Berufung der Ehegatten Mock als verspätet eingelangt zurückzuweisen und der Berufung der Ehegatten Fiala keine Folge zu geben und den Bescheid der Baubehörde I. Instanz vom 25.07.2001 zu be-stätigen und nachstehenden Berufungsbescheid zu beschließen.

Berufungsbescheid

Gegen den Bescheid der Baubehörde I. Instanz vom 25.07.2001 hat Herr Notar Dr. Helfried Sammern als Rechtsvertrter der Ehegatten Mock und der Ehegatten Fiala, mit den Schriftsätzen vom 14.08.2001 und 16.08.2001 Berufung erhoben.

Vom Gemeinderat der Gemeinde Tiefgraben als Baubehörde II. Instanz ergeht auf Grund des Beschlusses vom 12.10.2001 im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde in Vollziehung der Landesgesetze nachstehender 

Spruch:

1. Die Berufung vom 14.08.2001 der Ehegatten Mock, vertr. d. Notar Dr. H. Sammern wird als verspätet eingelangt zurückgewiesen. Rechtsgrundlage: § 66 Abs. 4 AVG. 1991 idgF.

2. Der Berufung vom 16.08.2001 der Ehegatten Fiala, vertr. d. Notar Dr. H. Sammern wird keine Folge gegeben, der Bescheid der Baubehörde I. Instanz vom 25.07.2001 bestätigt. Rechtsgrundlage: § 66 Abs. 4 AVG. 1991 idgF. i.V. mit § 37 Abs. 1 und 2 Oö. BauO 1994 idgF.

Begründung:

Dem Gemeinderat liegt für die Entscheidung nachstehender maßgeblicher Sachverhalt zu Grunde:

Mit Bescheid der Baubehörde I. Instanz vom 25.07.2001, Bau 38/01 ist Herrn Werner Plank und Frau Gudrun Mühlbacher die Baubewilligung für den Neubau eines Doppelwohnhauses mit Carports auf Gstk. 399/2, KG. Tiefgraben erteilt worden.

Der Bescheid der Baubehörde I. Instanz ist dem Rechtsvertreter der Ehegatten Mock, Herrn Notar Dr. Sammern am 30.07.2001 nachweislich zugestellt worden.

Die Ehegatten Fiala haben durch ihre damaligen Vertreter, die Rechtsanwälte Lanz, Hoffmann & Sälzle den Baubescheid am 01.08.2001 nachweislich übernommen.

Die Zustellnachweise sind dem Akt angeschlossen.

Gegen diesen Baubescheid sind Berufungen eingebracht worden.

1. Berufung der Ehegatten Wolfgang und Astrid Mock, vertr. d. Notar Dr. H. Sammern mit Datum vom 14.08.2001; Berufung dem Gemeindeamt Tiefgraben per Telefax am 14.08.2001 übermittelt.

2. Berufung der Ehegatten Heinz und Renate Fiala, vertr. d. Notar Dr. H. Sammern mit Datum vom 16.08.2001; Berufung im Gemeindeamt Tiefgraben am 16.08.2001 abgegeben.

Die einzelnen Berufungsbegründungen sind den vorerwähnten Schriftsätzen zu entnehmen.

Der Gemeinderat als Baubehörde II. Instanz hat aufgrund des vorliegenden Sachverhaltes wie folgt erwogen:
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Zu 1: 

Der Baubescheid I. Instanz ist dem Rechtsvertreter der Ehegatten Mock gemäß dem vorliegenden Rückschein am 30.07.2001 zugestellt worden. Die Berufungsfrist gegen einen baubehördlichen Bescheid beträgt 2 Wochen nach Zustellung. Als letzter Tag der Berufungsfrist wurde der 13.08.2001 berechnet. Die Berufung ist jedoch am 14.08.2001 mittels Fax bei der Gemeinde eingelangt. § 66 Abs. 4 AVG. 1991 idgF.: Sofern die Berufung nicht als unzulässig oder verspätet zurückzuweisen ist, ist immer in der Sache selbst zu entscheiden.

Da die Berufung am 14.08.2001 beim Gemeindeamt, also nach Ablauf der Berufungsfrist einge-bracht worden ist, war sie im Sinne des § 66 Abs. 4 AVG. 1991 idgF. als verspätet eingebracht zurückzuweisen.

Zu 2:

Vorerst wird festgehalten, dass die von den Ehegatten Fiala, vertr. d. Notar Dr. H. Sammern einge-brachte Berufung mit Datum vom 16.08.2001 rechtzeitig eingebracht wurde.

Die Einschreiter beantragen die Versagung der Baubewilligung für den Neubau eines Doppel-wohnhauses mit Carport auf dem Gstk. 399/2, KG. Tiefgraben mit der Begründung, dass der Bau-platz nicht durch eine der zu erwartenden Beanspruchung genügende, mindestens 3 m breite und durch Eintragung im Grundbuch sichergestellte Verbindung zum öffentlichen Straßennetz aufge-schlossen sei. Des weiteren sei die Dienstbarkeit des Gehens und Fahrens sowohl für die Be-rufungswerber als auch für die Bauwerber lediglich für ein Einfamilienwohnhaus eingeräumt worden, sodass es zu einer unzulässigen Ausdehnung der Dienstbarkeit durch die Bauwerber komme.

Wird eine Baubewilligung erteilt, ist im Bewilligungsbescheid auch über die Einwendungen der Nachbarn abzusprechen (§ 37 Abs. 1 OÖ. BauO 1994 idgF.).

Öffentlich rechtliche Einwendungen der Nachbarn, die im Baubewilligungsverfahren zu berück-sichtigen sind, stehen der Erteilung einer Baubewilligung entgegen, wenn sie sachlich gerecht-fertigt sind; andernfalls sind sie abzuweisen (§ 37 Abs. 3 OÖ. BauO 1994 idgF.).

Einwendungen der Nachbarn, mit denen nicht die Verletzung eines subjektiven Rechts durch das Bauvorhaben behauptet wird, öffentlich-rechtliche Einwendungen der Nachbarn, die im Baube-willigungsverfahren nicht zu berücksichtigen sind, sowie privatrechtliche Einwendungen der Nachbarn, die zwingenden, von der Baubehörde anzuwendenden Bestimmungen widersprechen, sind als unzulässig zurückzuweisen (§ 37 Abs. 2 OÖ. BauO 1994 idgF.).

Die wegemäßige Erschießung des Bauplatzes 399/2, KG. Tiefgraben zur öffentlichen Verkehrs-fläche ist durch ein Geh- und Fahrtrecht in 4 m Breite über das Gstk. 399/1, KG. Tiefgraben (Eigentümer Ehegatten Mock) grundbücherlich sichergestellt.

Die wegemäßige Erschließung eines Bauplatzes begründet kein Nachbarrecht, sondern dient aus-schließlich dem öffentlichen Interesse.

Die Einwendungen, das Vorhaben bewirke auch eine Ausdehnung der Dienstbarkeit ist im privat-rechtlichen Bereich gelegen.

Im Sinne der Bestimmungen des § 37 Abs. 2 OÖ. BauO 1994 idgF. werden die gemachten Ein-wendungen zurückgewiesen. Es war daher der Baubescheid der I. Instanz zu bestätigen und spruchgemäß zu entscheiden.

Vorstellungsbelehrung:

Die Vorstellung ist innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung des Bescheides schriftlich oder telegrafisch bei der Gemeinde einzubringen; sie hat den Bescheid zu bezeichnen, gegen den sie sich richtet, und einen begründeten Antrag zu enthalten (Vergebührung Antrag ÖS 180,--, Bei-lagen mit ÖS 50,--).

GR-Ersatzmitglied Walter Kühleitner regt an, die Erledigung der beiden Berufungen in zwei Bescheiden vorzunehmen.


B e s c h l u s s :   einstimmig angenommen

Hierauf übergibt Vizebürgermeister Johann Schwaighofer wiederum Bürgermeister Matt-hias Reindl, welcher während der Behandlung dieses Tagesordnungspunktes nicht im Sitzungssaal anwesend war, den Vorsitz.
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9.
Neufassung der Beförderungsrichtlinien für Beamte der OÖ. Gemeinden entsprech-end dem Erlass des Amtes der Oö. Landesregierung vom 30.01.2001, Zl. Gem-200037/15-2000;


Bürgermeister Matthias Reindl ersucht den Schriftführer um Erläuterung dieses Erlasses. Der Amtsleiter bringt den Erlass des Amtes der oö. Landesregierung vom 30.01.2001, Zl. Gem-200037/15-2000 vollinhaltlich zur Kenntnis und weist darauf hin, dass im Bereich der Gemeinde Tiefgraben die Beamten Meindl Koloman und Mayr Franz betroffen sind und diese nach Beschlussfassung der landesrechtlichen Beförderungsrichtlinien durch den Gemeinderat um ein Jahr früher in die nächste Vorrückung gelangen. 


GR. Fritz Ramsauer weist darauf hin, dass unsere Gemeindebediensteten eine sehr gute Arbeit leisten und soll daher diesem Erlass auch als Anwendung im Gemeindedienst zu-gestimmt werden.

GR. Dorfinger Martin stellt den Antrag, die im Erlass des Amtes der OÖ. Landesre-gierung vom 30.01.2001 angeführten Beförderungsrichtlinien für Beamte der Landesre-gierung auch für die Beamten der Gemeinde Tiefgraben zu übernehmen.


B e s c h l u s s :   einstimmig angenommen

10.
Bericht des Bürgermeisters;

· Grund für Einheimische;

Der Bürgermeister weist darauf hin, dass die weitere Vorgangsweise bezüglich der Leitnerbräu-Gründe auf sich warten lässt. Derzeit sind die zwei Anwälte mit einem neuen Angebot beschäftigt. Er könnte sich vorstellen, dass eine Lösung auch darin bestehen könnte, dass die 5 Parzellen für den Eigenverkauf von Marschallinger als größere Parzellen ausgewiesen werden.

Weiters weist der Bürgermeister darauf hin, dass von Herrn Pöllmann Johann ein An-gebot auf Ankauf eines Grundstückes im Bereich Haidermühle zum Preis von ÖS 1.000,-- je m² vorliegt. Diesbezüglich weist der Bürgermeister darauf hin, dass von Pöllmann aufgrund von Grundflächen in diesem Bereich, welche nicht als Bauland ge-nutzt werden können, billiger angeboten werden sollten.

· Baubeginn Volksschule Tiefgraben/St. Lorenz;

Laut Aussage von Landeshauptmann Dr. Pühringer ist mit einem Baubeginn im Herbst 2002 zu rechnen.

· Schilift Kolomansberg;

Der Betreiber, Herr Schinagl hat der Gemeinde mitgeteilt, dass er den Schiliftbetrieb eingestellt bzw. im Winter 2001/02 nicht mehr aufmachen wird. Ursprünglich gab es noch eine Möglichkeit, den Liftbetrieb durch die Betreiber der Jausenstation Hoch-serner zu betreiben, allerdings hat sich auch diese Variante in der Zwischenzeit zer-schlagen.

· Hilfbergstraße – Neubau;

Der Bürgermeister gibt bekannt, dass die geschätzten Baukosten für den Neubau der Hilfbergstraße ÖS 9.000.000,-- betragen. Seitens des Bürgermeisters der Marktge- meinde Mondsee wurde mitgeteilt, keine hohen finanziellen Beteiligungen zu leisten. 

Weiters müsste mit der Marktgemeinde geklärt werden, dass die alte Hilfbergstraße nicht durchgehend für den Fahrzeugverkehr gesperrt werden darf.

Bürgermeister Reindl findet die Finalisierung dieses Wegebaues als eine wichtige Ent-scheidung, da jetzt die Möglichkeit besteht, von Herrn Asamer einen Grund für den Weg zu erhalten, was später unter Umständen nicht mehr der Fall sein wird. 

GV. Wieneroither weist darauf hin, dass die jetzige Zufahrt nicht mehr zeitgerecht ist und eine rasche Lösung herbeigeführt werden soll.
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· GR-Ersatzmitglied Kühleitner Walter weist darauf hin, dass die geplante Hilfbergum-fahrung von den Bewohnern des Hilfberges nicht so sehr gewollt ist, da dies einer Berg- und Talbahn mit Kurven und Schikanen gleichkomme. Er kann sich auch nicht vorstellen, dass eine Brücke im Bereich unterhalb der Autobahn um so viel billiger komme als eine solche oberhalb der Autobahn. Er plädiert für eine rasche Bürgerin-formation und weist darauf hin, dass diese von manchen Hilfbergern schon seit län-gerer Zeit (Dr. Carli) gefordert wurde. Er befürchtet, dass die alte, bisherige Hilfberg-straße nach Errichtung des Neubaues durch die Marktgemeinde Mondsee gesperrt wird.

GR-Ersatzmitglied Reinhard Metzger verweist auf die Gefahren im Bereich der jetzi-gen Aufschließungsstraße beim Befahren von LKW’s mit Anhängern und Schul-bussen. 

GV. Johann Pöllmann weist darauf hin, dass die Gemeinde Tiefgraben ohne einer Zu-sage seitens der Marktgemeinde Mondsee keine Straße um ÖS 9.000.000,-- bauen kann.

· Freiwillige Feuerwehr Guggenberg – Erweiterung der Zeugstätte;

Der Bürgermeister gibt bekannt, dass eine Erweiterung für eine WC-Anlage und Gar-daroben geplant ist und der Plan dem Amt der oö. Landesregierung vorgelegt wurde.

· Wasserleitungsanschluss Hupf/Daxinger;

Der Bürgermeister gibt bekannt, dass seitens der WG. Gaisberg auf einen baldigen Anschluss der Liegenschaft Hupf/Daxinger von der Wasserversorgungsanlage der Gemeinde gedrängt wird.

· Asphaltstockhalle;

Bürgermeister Reindl weist darauf hin, dass laut Kostenschätzung eine 4-bahnige Asphaltbahnhalle mit 3 Außenbahnen ÖS 7.000.000,-- kosten würde und eine 6-bahnig Asphaltstockhalle ÖS 9.900.000,-- Kosten verursachen würde. Seitens der Gemeinde St. Lorenz wird eine gemeinsame Asphalthalle im Bereich Prielbauer nicht für günstig gesehen und würden diese einem Standort im Bereich des Kindergartens eher zustimmen. Es sollte daher einen gemeinsamen Standort im Bereich des neuen Sportzentrums Mondsee mit einer Kostenbeteiligung von 1/3 Gemeinde St. Lorenz, 1/3 Gemeinde Mondsee und 1/3 Gemeinde Tiefgraben geplant werden.

· Kompostieranlage Mühlbauer;

Der Kompostierbetreiber Schwaighofer/Mühlbauer beabsichtigt die Errichtung einer Lagerhalle, welche Kosten in Höhe von ÖS 4.000.000,-- verursacht. Herr Schwaig-hofer hat daher in der Gemeinde vorgesprochen, dass aus wirtschaftlichen Gründen die Errichtung nur dann durchgeführt werden kann und die Kompostieranlage in Zukunft nur betrieben werden kann, wenn er für die Kompostierung um ÖS 20,-- je m³ mehr Gebühr einheben kann oder seitens der Gemeinde eine Förderung in Höhe von ÖS 1.000.000,-- gewährt wird.

· Umwidmung Pöllmann Koloman im Bereich des Hotels;

Der Bürgermeister weist darauf hin, dass Herr Pöllmann Koloman bereits seit einiger Zeit einen Zubau im Bereich des Hausstätterbaches (Überbauung) plant. 

Während ursprünglich diesbezüglich sehr negative Stellungnahmen eingegangen sind, wurden diese nunmehr wesentlich abgeschwächt und eine Genehmigung nicht mehr in Abrede gestellt.

GR. Dr. Baum sieht dadurch eine wunderbare Stellungnahmeänderung und kann es nicht so sein, dass durch politische Interventionen diese Umwidmung durchgeboxt wird.

GR. Matthäus Graspointner weist darauf hin, dass eine Genehmigung nicht von heute auf morgen erfolgen kann.
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Herr Pöllmann bemüht sich schon seit längerer Zeit um eine Genehmigung und wur-den seinen Argumentationen und Auslegungen damit Recht gegeben, dass nun die Gutachten zu seinen Gunsten ausgelegt wurden. 

GV. Johann Pöllmann appelliert an den Gemeinderat, den Hotelbetrieb damit zu unter-stützen, indem die Genehmigung bzw. die Umwidmung beschlossen wird.

GR. Fischhofer Alois regt an, dass die zuständigen Beamten des Landes auch in ande-ren Sachen umdenken müssen und verweist dabei auf die geplante Badehütte Wesen-auer/Hausstätter. Hiezu weist Grapointner Matthäus darauf hin, dass auch er nie eine Badehütte unmittelbar an das Seeufer stellen könnte, während anderseits ein Zubau im Bereich des Hotels ohne weiteres möglich wäre.

GV. Johann Pöllmann wendet auch ein, dass Wesenauer/Hausstätter erst vor zwei Mo-aten um eine Bewilligung angesucht hatte, während sein Bruder bereits seit Jahren die Genehmigung betreibt.

GR. Johann Parhammer stellt die Frage nach einer Haftung bei einer Bachüberbauung im Falle von Hochwasserschäden. Die Klärung der Haftung (Rote Zone) findet auch Vizebürgermeister Schwaighofer als wesentliche Vorfrage und könnte er sich auch vorstellen, dass Pöllmann einen anderen Grund für einen Zubau sich sucht. Ebenfalls darf nicht mit zweierlei Maß entschieden werden und eine naturschutzbehördliche Ge-nehmigung erteilt werden und unmittelbar daneben diese versagt werden.

GR. Eva Nowak findet es ebenfalls paradox, dass im Bereich Pöllmann Koloman ein Zubau über den Bach genehmigt werden sollte, während unmittelbar daneben im See nicht einmal Platten für ein besseres Hineingehen verlegt werden dürfen.

GR. Fritz Ramsauer glaubt, dass die Gutachten von einigen Faktoren abhängig sind und sollte man dem Betrieb die Chance geben, wenn alle Auflagen erfüllt werden, die Möglichkeit, einen Zubau zu errichten.

· Bebauungsplan Stabauer;

Der Bürgermeister gibt bekannt, dass von Arch. Eder ein Bebauungsplan erstellt wur-de, welcher jetzt noch einige Mängel aufweist und daher zur Überarbeitung an den Architekt zurückgesandt wurde. 

GR-Ersatzmitglied Kühleitner Walter wendet dabei ein, dass im Bauausschuss eine Bebauungsdichte von 0,35 gesprochen wurde und diese aus dem Bebauungsplan her-vorgehen müsste.

· Budgetlage der Gemeinde;

Er habe sich diese in den letzten Tagen mit Amtsleiter Eibensteiner angesehen und liegen wir derzeit ganz gut. Er verweist auch darauf, dass eine Gemeinderatssitzung rund ÖS 10.000,-- an Sitzungsgeldern kostet. Diesbezüglich wendet GR-Ersatzmit-glied Kühleitner ein, dass die größte Einsparung in der Zusammenlegung aller vier Mondseegemeinden mit der Anstellung eines hauptberuflichen Bürgermeisters läge.

· Gemeinderatsausflug;

Der Bürgermeister stellt die Frage, ob ein Gemeinderatsausflug oder ein Wandertag der Gemeinderäte im eigenen Gemeindegebiet gewünscht wird. Dabei wurde die Mög-lichkeit einer Gemeindewanderung sehr positiv aufgenommen.

11.
Bericht der Ausschüsse;


GV. August Wieneroither berichtet von der letzten Kindergarten-, Schul- und Sportaus-schusssitzung.

Er bringt das Protokoll zur Verlesung und weist darauf hin, dass sich der Ausschuss eher für eine 4-bahnige Asphaltstockhalle ausgesprochen habe und insbesondere die Betriebs-kosten im Falle einer 6-bahnigen Halle geklärt haben möchte, da die UNION nicht bereit ist, zu den Betriebskosten einer Eishalle irgendwelche Beiträge zu leisten.
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Hiezu gibt GR-Ersatzmitglied Mamoser Paul bekannt, dass auch bei einer 4-bahnigen Asphalthalle ein Turnier mit 9 Mannschaften gespielt werden kann. Er glaubt, dass daher eine 6-bahnige Asphaltstockhalle nicht notwendig ist. 

GR.–Ersatmitglied Kühleitner spricht sich daher auch für die Errechnung der Betriebs-kosten vor der Errichtung aus.

12.
Allfälliges;

· GR. Fritz Ramsauer gibt bekannt, dass von LR Ackerl für den Traktorankauf ÖS 300.000,-- und für den Kindergartenbau ÖS 500.000,-- BZ-Mittel gewährt wurden. Weiters verweist er darauf, dass vom Tennisclub um eine Förderung von der Ge-meinde ersucht wurde und spricht er sich für eine Anhebung dieser Beihilfe aus.

· GR. Fritz Ramsauer plädiert auch für einen raschen Wasseranschluss an die Gemeindewasserversorgungsanlage Tiefgraben der Liegenschaft Hupf/Daxinger.

· GR. Graspointner Matthias spricht sich für eine Änderung der Kanalanschlussge-bührenordnung aus und soll dabei insbesondere die Größe von verschiedenen Räum-lichkeiten (Wohnzimmer, Schlafzimmer, etc.) nicht mehr so stark beeinflusst werden sondern die Gebühr nach Stufen vorgeschrieben wird. 

Der Bürgermeister ersucht Graspointner, ein Muster auszuarbeiten.

· GR. Dr. Baum kommt auf den Baulandsicherungsvertrag mit Marschallinger zu reden und kann die Auslegung des § 16 ROG nicht so schwierig sein. Seiner Meinung nach könnte der Gemeinde ohne weiteres mehr als 50 % Bauland für die Verwertung durch die Gemeinde an Einheimische angeboten werden. Hiezu verweist auch GR.-Ersatz-mitglied Kühleitner, dass der im ROG angeführte Passus sehr eindeutig sei. Es gibt mit Marschallinger einen Vertrag, welcher von diesem unterschrieben wurde. 

· In der Folge verweist Kühleitner Walter darauf, dass sich ihm die Definition des Wohnsitzes eines Gemeinderates gehe und zwar die des Matthias Graspointner, welcher selber darauf hingewiesen hat, dass er in seinem Haus in Mondsee wohne. Aus diesen Gründen müsste er daher seinen Hauptwohnsitz in der Gemeinde Tief-graben abmelden und sich in Mondsee anmelden. Hiezu verweist Matthias Gras-pointer, dass seine Familie im Neubau wohne, er aber in der Gemeinde Tiefgraben sein Hotel habe und er gerne in Tiefgraben wohnhaft ist und dort als Gemeinderat fungieren möchte. Allerdings streite er nicht ab, dass er seine Frau Erika im Neubau auch besuche.

13.
Genehmigung der letzten Verhandlungsschrift;


Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift vom 10.07.2001, Nr. 2/2001, wurden keine Erinnerungen eingebracht und erklärt der Bürger-meister sie daher für genehmigt.

E n d e :   21.15 Uhr

